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Roland Czada, Osnabrück 

Sackgassen der Sozialpolitik 

Integration und Ausgrenzung im deutschen  
Wohlfahrtsstaat  

Die deutsche Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik war in den vergangenen 
Jahrzehnten wenig erfolgreich. Während andernorts die Arbeitslosenquo-
ten zurückgingen, leidet Deutschland bis heute unter Massenarbeitslosig-
keit. Auch die Löhne stiegen über viele Jahre kaum an, und im Pro-Kopf-
Einkommen ist die Bundesrepublik von den meisten Nachbarländern 
überholt worden. Obwohl die Globalisierung oft als Ursache für Arbeits-
platzverluste und ökonomische Stagnation genannt wird, kann sie die 
besonderen deutschen Probleme nicht erklären. Im Gegenteil: Als Export-
nation profitiert das Land mehr als andere von der globalen Öffnung der 
Märkte. Ein weit höherer Erklärungsanteil entfällt auf die deutsche Verei-
nigung. Tatsächlich gilt sie als einer der Hauptgründe für den Rückschritt 
auf der internationalen Wohlstandsskala.1 

Ökonomen machen zudem das im deutschen Wohlfahrtsstaat veranker-
te Wachstums- und Verteilungsmodell für die negative Arbeitsmarktbilanz 
verantwortlich. Demnach wäre der lohnarbeitszentrierte Bismarcksche 
Sozialstaat eher ein ›Schönwettermodell‹ gewesen, das in guten Zeiten 
keine ausreichende Vorsorge trifft und in schlechten Zeiten hohe Sozialbei-
träge und Steuern verursacht, die wiederum die ökonomische Entwicklung 
hemmen.2 Eine andere Erklärung, die bislang wenig Beachtung fand, 
verweist auf wirtschafts- und sozialpolitische Weichenstellungen der frü-
hen 1980er Jahre. Sie bezieht sich auf das damalige Konzept einer »Blau-
pausen-Nation« Deutschland, das nur hochproduktiven Branchen und 
Arbeitsplätzen Zukunftschancen einräumte. Entsprechend kam es mehr als 
in anderen Ländern zur Auslöschung gering produktiver, arbeitsintensiver 
Wirtschaftszweige. Gerade letztere verzeichnen aber zwischenzeitlich, wie 
sich in vielen Industrieländern zeigt, die größten Beschäftigungszuwächse. 
Der arbeitsmarktpolitische Kahlschlag und mit ihm die Probleme des 
deutschen Wohlfahrtsstaates wären demnach in erster Linie eine Folge 
lange zurückliegender politischer Fehlentscheidungen.  
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I. Irrwege und Umwege der Sozialpolitik — In den ersten Nachkriegsjahr-
zehnten wetteiferten die beiden Volksparteien CDU/CSU und SPD um den 
Ausbau des deutschen Wohlfahrtsstaates. Beide wollten vor allem eine 
Partei des sozialen Friedens sein. Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) 
sagte im Wahlkampf 1976, Deutschland habe – anders als alle anderen 
Länder – nicht nur die drei Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital und 
Boden, sondern gleich vier davon. Dieser zusätzliche Produktionsfaktor sei 
der soziale Frieden. Als sein Garant galt ein Wohlfahrtsstaat, der neben 
der sozialen Absicherung des Lohnarbeitsverhältnisses eine Reihe weiterer 
Institutionen wie die Mitbestimmung im Betrieb und auf Unternehmens-
ebene, die Tarifautonomie oder – damals noch – den makroökonomischen 
sozialen Dialog zwischen Regierung, Wirtschaftsverbänden und Gewerk-
schaften umfasste. Auch die Wissenschaft hatte dem Wohlfahrtsstaat in 
den 1960er und 1970er Jahren noch überwiegend eine ökonomische und 
gesellschaftliche Produktivkraft zugesprochen, die ihn gegenüber dem 
laissez-faire-Kapitalismus als leistungsfähiger und zukunftstauglicher 
erscheinen ließ. Er sollte Funktionslücken des Kapitalismus füllen, die 
Volkswirtschaft durch eine keynesianische Budgetpolitik auf Wachstums-
kurs halten und auf diese Weise soziale Wohlfahrt und Vollbeschäftigung 
garantieren. 

Die neoliberale Kritik der 1980er und 90er Jahre stellte all dies in Fra-
ge, indem sie dem Wohlfahrtsstaat eine nachlassende Leistungsbereitschaft 
in der Bevölkerung sowie einen Rückgang der Beschäftigung bei gleichzei-
tiger Stagnation der Einkommen zuschrieb. Was einst als Produktionsfak-
tor gepriesen wurde, galt nun vielen als Wachstums- und Beschäftigungs-
bremse. Die neoliberale Kritik, Staat und Politik hätten sich zu sehr der 
Verteilung zugewandt und darüber die Schaffung des Volkseinkommens 
vernachlässigt, traf die Achillesferse der Sozialpolitik. Hier wird ein 
Grundkonflikt sichtbar. Er entzündet sich an der Frage, inwieweit Sozial-
politik das zur Verteilung stehende Volkseinkommen mehrt oder – im 
Gegenteil – den Reichtum eines Landes schmälert und so die Einkommens- 
und Steuerquellen versiegen lässt, aus denen die Sozialsysteme gespeist 
werden. 

Im Kern geht es um das Verhältnis von Lohnarbeits- und Sozialein-
kommen, das in der politischen Auseinandersetzung lange Zeit mit der 
Systemfrage »Kapitalismus oder Sozialismus« verbunden wurde. Die seit 
dem 19. Jahrhundert geführte Kontroverse bestand darüber, ob Sozialpoli-
tik den Kapitalismus stabilisiert oder eine Vorstufe zum Sozialismus dar-
stellt.3 Nach dem Scheitern der sozialistischen Staatswirtschaften und dem 
globalen ›Sieg‹ des Kapitalismus rückte ein anderes, schon in den Wachs-
tumskrisen der 1970er Jahre aufscheinendes Problem in den Vordergrund: 
Wie kann ein demokratischer Staat seine Politik rechtfertigen und den 
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sozialen Frieden erhalten, wenn er neuen sozialen Risiken gegenübersteht 
und zugleich, ökonomischen und fiskalischen Zwängen folgend, ein er-
reichtes Vorsorgeniveau absenkt? Wie kann die Politik neue Probleme der 
Armutsarbeit im Niedriglohnbereich, der Familienarmut oder Diskriminie-
rung auf dem Arbeitsmarkt lösen und dabei Risiken sozialer Marginalisie-
rung und Ausgrenzung auffangen, die von dem herkömmlichen, auf Sta-
tuserhalt programmierten Wohlfahrtsstaat nicht nur lange Zeit ignoriert, 
sondern teilweise sogar mit verursacht wurden? Zur Beantwortung dieser 
Fragen sollen zunächst einige Besonderheiten der deutschen Sozialpolitik 
dargestellt und in ihrer historischen Genese erklärt werden. 
 
II. Das deutsche Dilemma — Das besondere Problem der deutschen Sozial-
politik bestand bereits ab Mitte der 1990er Jahre darin, dass die individu-
ellen Sozialeinkommen stagnierten oder zurückgingen, während die Sozial-
leistungsquote von 28% im Jahr 1990 auf 35% im Jahr 2003 anstieg, mit 
ihr die öffentlichen Sozialausgaben anschwollen und gleichzeitig das Steu-
eraufkommen einbrach.4 Den Leistungsempfängern vermittelte dies ein 
Bild von Sozialabbau, während die Bundesregierung und die Sozialversi-
cherungsträger den Eindruck einer Ausgabenexplosion gewinnen mussten. 
Dieser aus der wachsenden Zahl der Leistungsempfänger unmittelbar 
erklärbare, einfache Zusammenhang (Schaubild I) wurde in der Öffent-
lichkeit kaum thematisiert und es scheint, als hätten ihn selbst führende 
Politiker lange Zeit nicht recht begriffen. Die Tatsache, dass in Deutsch-
land bereits seit 1996 mehr Menschen von Einkommensübertragungen des 
Staates und der Sozialversicherung leben als von sozialversicherungspflich-
tigen Arbeitseinkommen, wurde kaum zur Kenntnis genommen. Ein 
Grund liegt darin, dass 25 Mio. Alters- und Unfallrentner nicht als Wohl-
fahrtsempfänger im eigentlichen Sinne gelten, sondern sie werden so be-
trachtet, als hätten sie Versicherungsbeiträge angespart, die sie nun zu-
rückerhalten. Auf diese Weise werden sie von den nahezu 8 Mio. 
Beziehern anderer Sozialeinkommen getrennt behandelt. Volkswirtschaft-
lich lässt sich diese Trennung in keiner Weise rechtfertigen. Durch das 
Umlageverfahren und einen steigenden Steueranteil an der Rentenversiche-
rung muss nämlich die Altersversorgung ebenso aus laufenden Arbeitsein-
kommen finanziert werden wie die übrigen Sozialtransfers. Nur eine von 
Kapitalfonds gespeiste Altersrente würde eine Sonderstellung der Alters-
versorgung rechtfertigen. 

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hat die Sonderstel-
lung der Altersversorgung zudem befördert. 1980 entschied das Gericht, 
Versichertenrenten und Rentenanwartschaften unterliegen dem Eigen-
tumsschutz nach Art. 14 des Grundgesetzes. Offenkundig sind aber diese 
Ansprüche durch Eigentum nicht gedeckt, sondern – wie man inzwischen  
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Schaubild I: Erwerbsbevölkerung, sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte und Wohlfahrtsempfänger in Deutschland (1975–2005) 
Quelle: Statistisches Taschenbuch. Arbeits- und Sozialstatistik, 2000, 
2002, 2003. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche-
rung/ Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Berlin 2006. 

Erläuterung: Erwerbsbevölkerung: abhängig Beschäftigte, Militärper-
sonal, mithelfende Familienangehörige und Selbständige nach Mikro-
zensus (1% Stichprobe über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt). 
– Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte: Beitragszahler in der ge-
setzlichen Sozialversicherung nach Daten der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. – Wohlfahrtsempfänger: Personen, die nach Daten der 
Arbeits- und Sozialstatistik ausschließlich von Sozialeinkommen le-
ben. Eingeschlossen sind die Rentner der Arbeiter-, Angestellten- und 
Knappschaftsrentenversicherung, Empfänger von Arbeitslosengeld 
und Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfeempfänger und Empfänger von A-
sylbewerberleistungen. Nicht einbezogen sind die Empfänger von Be-
amtenpensionen und Unfallrenten sowie BAföG-Empfänger und Ar-
beitslose in Umschulungsmaßnahmen und öffentlich finanzierten 
Beschäftigungsgesellschaften. 

erfahren musste – in hohem Maße von der Bevölkerungs- und Wirtschafts-
entwicklung abhängig. Altersrenten sind in Deutschland aufgrund des 
Umlagesystems keine Vermögenseinkommen. Zudem tragen die politisch 
festgesetzten Zwangsbeiträge zu den Sozialkassen die Eigenschaft einer 
progressiv gestaffelten Steuer auf Arbeitseinkommen. Sie galten ursprüng-
lich als Teilhaberecht an einem kollektiven Sicherungssystem und weniger 
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als individualisiertes Eigentumsrecht. Aus der eigentumsrechtlichen Bewer-
tung folgen nun hohe Hürden für den weiteren Umbau der Alterssiche-
rungssysteme.5 So kann die in der Konsequenz neuerer Sozialreformen 
liegende Einführung einer steuerfinanzierten Grundsicherung auf dieser 
Basis nur sehr langfristig realisiert werden. Das Bundesverfassungsgericht 
erwies sich mit seinem Urteil als eine politische Reformbremse, die Lö-
sungsansätze verzögert, wie sie andernorts – etwa in Skandinavien – gut 
erprobt sind. 

Seit Beginn der 1980er Jahre entwickelten sich die sozialen Sicherungs-
systeme mehr und mehr zu einem Auffangbecken für Rationalisierungsver-
lierer. Damit dienen sie nicht mehr nur der Vorsorge für vorübergehende 
Notlagen wie Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit und der Absicherung im 
Alter, sondern zunehmend der Versorgung arbeitsfähiger, aber vom Ar-
beitsmarkt ausgeschlossener Bevölkerungsteile. Die Zahl derer, die von 
Sozialeinkommen leben, überstieg 1996 erstmals die der in Normalarbeits-
verhältnissen beschäftigten Arbeitnehmer (vgl. Schaubild I). Einer der 
Hauptgründe liegt in einer anfangs der 1980er Jahre eingeleiteten Politik 
der Frühverrentung, die das durchschnittliche Eintrittsalter von Arbeitslo-
sen in den Vorruhestand auf knapp über 50 Jahre (2000) absenkte und die 
Zahl der Rentenempfänger steil ansteigen ließ. Um Ausgabensteigerungen 
in der Renten-, Arbeitslosen- und Krankenversicherung einzudämmen, 
griff die Regierung wiederholt zum Mittel der Beitragserhöhung und 
Leistungskürzung. Das besondere Problem der deutschen Sozialpolitik 
bestand bereits ab Mitte der 1990er Jahre im Abbau individueller Leis-
tungsansprüche, während der Anteil des Sozialbudgets an den öffentlichen 
Ausgaben deutlich anstieg. An dieser Entwicklung waren nicht zuletzt die 
deutsche Vereinigung und der schleppende Verlauf des ökonomischen 
»Aufbau Ost« maßgeblich beteiligt.6 
 
III. Vom Blaupausen-Konzept zur Massenarbeitslosigkeit — Die deutsche 
Sozialpolitik war über Jahrzehnte hinweg nicht von pro-aktiven, sondern 
von re-aktiven Reformen gekennzeichnet. In der Rentenversicherung 
wurden anfangs der 1980er Jahre mit dem Altersvorruhestandsgesetz und 
einem Altersteilzeitgesetz die Weichen in Richtung Lebensarbeitszeitver-
kürzung gestellt. Die sozialpolitische Deaktivierung älterer Arbeitnehmer 
sowie von Frauen und gering qualifizierten Arbeitskräften war Teil des 
bereits in den späten 1970er Jahren parteiübergreifend entwickelten Kon-
zepts einer ›Blaupausen-Nation‹, wonach die deutsche Wirtschaft niedrig-
produktive Arbeitsplätze in Billiglohnländer verlagern und sich ganz auf 
hochproduktive Wirtschaftsbranchen und Produkte spezialisieren sollte. 
Der heute offenkundige Denkfehler dieses als »Modell Deutschland«7 
bezeichneten Konzeptes bestand in der Annahme, der deutsche Technolo-
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gievorsprung könne durch die Stilllegung niedrig produktiver Arbeitskräfte 
langfristig gesichert werden. Dies konnte schon deshalb nicht gelingen, 
weil der dazu notwendige bildungspolitische Vorsprung nicht erreicht 
wurde und auf dem Feld der von föderaler Politikverflechtung geprägten 
Bildungspolitik zunächst Untätigkeit und später halbherzige, zum Teil 
kontraproduktive Reformen vorherrschten. Heute weiß man auch, dass 
Länder, die damals als Standorte niedrigproduktiver Arbeit galten, zwi-
schenzeitlich hoch differenzierte Wirtschaftsstrukturen mit rasch wachsen-
den Hochtechnologiesektoren aufbauen konnten. Beispiele wären die Luft- 
und Raumfahrttechnologie in China, Informationstechnologien in Indien 
oder die Metallurgie und Militärtechnologie in Südafrika. Sie haben nicht 
nur gegenüber Deutschland aufgeholt, sondern es teilweise sogar überholt. 
Noch gravierender als der am eigenen Anspruch gemessene Misserfolg 
einer einseitig auf high-tech ausgerichteten Wirtschafts- und Sozialpolitik 
war jedoch der Kahlschlag in den niedrigproduktiven Sektoren der Volks-
wirtschaft. Er bestand darin, dass – anders als etwa in Dänemark, Italien 
oder Japan – arbeitsintensive Dienstleistungen und heimische Manufaktur-
güter in der Tendenz vom Markt verschwunden sind. 

Das »Modell Deutschland« ließ einen großen Teil der durch Rationali-
sierung erzielten Mehreinkommen in Sozialbeiträge der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer fließen. Auf der Ausgabenseite kam dies den aus dem Er-
werbsleben ausgeschiedenen Personen zugute. Höhere Steuern und Sozial-
beiträge werden freilich nicht nur in den modernen Sektoren entrichtet, wo 
sie durch Rationalisierungsgewinne bezahlbar sind, sondern auch in ande-
ren Wirtschaftszweigen, die nicht in gleichem Maße ihre Produktivität 
steigern können. Unter ihnen litten vor allem weniger produktive, arbeits-
intensive Betriebe. Arbeitskräftefreisetzungen gab es daher nicht nur dort, 
wo tatsächlich rationalisiert wird, sondern – aufgrund höherer Arbeitskos-
ten – vor allem auch in Betrieben, die aus sachlichen Gründen nicht ratio-
nalisieren können. Im »Modell Deutschland« kam es daher über Steuern 
und Sozialabgaben zu einer massiven Belastung nicht nur der mittelständi-
schen Industrie, sondern insbesondere auch des heimischen Handwerks 
und des Dienstleistungssektors. 

Lange vor Eintritt einer massiven Beschäftigungskrise haben Josef Esser 
und andere »Massenarbeitslosigkeit und gesellschaftliche Desintegration« 
als Folgekosten einer einseitig auf »High-Tech und Exportwachstum 
programmierten Ökonomie vorausgesagt«.8 Damit widersprachen sie der 
in Deutschland lange vorherrschenden Meinung, eine politisch forcierte 
Modernisierung der Wirtschaft und Beschäftigungserhalt bildeten keinen 
Zielkonflikt, sondern bedingten sich wechselseitig. Tatsächlich gibt es den 
Zielkonflikt zwischen Arbeitsplatzinteressen und Modernisierungszwang, 
der in Deutschland lange geleugnet wurde und auf den sich beispielsweise 
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die skandinavischen Länder sehr frühzeitig einstellten. Die Folgen sind 
offenkundig: Die deutsche Wirtschaft bezahlt den leidlichen Erhalt – noch 
nicht einmal den komparativen Ausbau – ihrer Modernität mit hoher 
Arbeitslosigkeit. Dabei erzeugt der technologische Fortschritt nicht zwin-
gend Beschäftigungsprobleme. Im Gegenteil: In der Wirtschaftsgeschichte 
sind Technologieschübe oft mit kräftigen Beschäftigungssteigerungen 
einhergegangen, und in vielen Ländern, vor allem in jenen, die die Bundes-
republik im Pro-Kopf-Einkommen inzwischen überholt haben, gilt dieser 
Zusammenhang bis heute. 

Dass Deutschland zwischenzeitlich mehr Rentner, Arbeitslose und Sozi-
alhilfeempfänger als sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer hat (vgl. 
Schaubild I), kennzeichnet einen gesellschaftlichen Strukturbruch. Und er 
steht zugleich für einen späten politischen Triumph des Wohlfahrtsstaates: 
Bei einer wachsenden Zahl von Leistungsempfängern werden die sozialen 
Sicherungssysteme zwangsläufig noch mehr als bisher zur ›staatstragenden‹ 
Einrichtung. Bereits die Bundestagswahlen der Jahre 1998, 2002 und 2005 
zeigten, wie der Wohlfahrtsstaat selbst ein mächtiges Wählervotum für 
seinen Erhalt geschaffen hat. Über die Jahre entstand – von der politischen 
Klasse nahezu unbemerkt – eine strukturelle Wählermehrheit, deren Leis-
tungserwartung an die kollektiven sozialen Sicherungssysteme ungebro-
chen ist oder sogar zunimmt. Sie ist deutlich größer als das politische 
Lager der Befürworter eines auf Leistungskürzungen zielenden sozialpoliti-
schen Reformkurses.  

Ein wahlpolitisches Übergewicht der als Leistungsbezieher oder Produ-
zent von Sozialleistungen am Erhalt des Wohlfahrtstaates interessierten 
Bevölkerung findet sich heute nicht nur in Deutschland, sondern in allen 
westeuropäischen und skandinavischen Wohlfahrtsstaaten.9 Regierungen 
bleiben in dieser Lage nur handlungsfähig, wenn es ihnen gelingt, den 
Grund für schmerzhafte Reformen dort zu suchen, wo es wahlpolitisch 
nicht wehtut. Blame avoidance, die Konstruktion von Sündenböcken und 
die Verschleierung von Verteilungseffekten, erweist sich im internationalen 
Vergleich als hohe Kunst der Sozialreform.10 Deutschland war überdies in 
einer Sondersituation, da die beiden Großparteien aufgrund einer jahr-
zehntelangen sozialpolitischen Bereichskoalition sowie wegen einer kom-
plizierter gewordenen Koalitionsarithmetik und der bundesstaatlichen 
Politikverflechtung sich gegenüber Stimmenverlusten nach Kürzungen von 
Sozialleistungen gleichermaßen empfindlich wähnten. Es kann kaum 
erstaunen, dass unter diesen Bedingungen nachhaltige Reformen nur 
zustande kommen, wenn aufgrund von Fiskalstress andere Auswege nicht 
mehr möglich sind. 
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IV. Neue soziale Risiken, Verteilungsgerechtigkeit und Gewerkschafts-
politik — Wohlfahrtsstaatsreformen waren dort, wo sie nicht nur auf 
Fiskaldruck reagierten, sondern einer theoretischen Konzeption folgten, 
mit Überlegungen zur sozialen Gerechtigkeit und dem Umgang mit neuen 
sozialen Risiken eng verknüpft. Die Rede von »neuen sozialen Risiken« 
beherrscht spätestens seit der Jahrtausendwende die Theoriedebatte.11 Sie 
bezieht sich auf Veränderungen im Verhältnis von Arbeit und Familie, auf 
den Strukturwandel der Wirtschaft, insbesondere auf die oft als »Weg in 
die Dienstleistungsgesellschaft« beschriebene Tertiarisierung des Arbeits-
marktes und der Arbeitswelt und auf Herausforderungen der ökonomi-
schen und gesellschaftlichen Globalisierung. Aus einer normativen Per-
spektive geht es um die Herstellung von Chancengleichheit und Vertei-
lungsgerechtigkeit und dabei in erster Linie um die Gleichstellung und 
Verbesserung der sozialen Lage von Frauen und Familien sowie um Fragen 
intergenerationeller Gerechtigkeit.12 Die Debatte erinnert an die Kontro-
verse über eine »Neue Soziale Frage«, die in Deutschland bereits in den 
1970er Jahren geführt wurde. Diese thematisierte die Privilegierung der 
Kernarbeiterschaft und des Normalarbeitsverhältnisses gegenüber margi-
nalisierten Gruppen wie Frauen, Alleinerziehenden, Niedrigqualifizierten 
und Zugewanderten in einem zunehmend segmentierten Arbeitsmarkt. 

Obwohl seit Jahrzehnten auf die Benachteiligung von Alleinerziehenden 
und Familien mit geringem Einkommen hingewiesen wird, hat Deutsch-
land – trotz leichter Fortschritte – den familienpolitischen Vorsprung an-
derer Länder bei weitem nicht aufgeholt. Die Verbesserung der sozialen Si-
tuation von Familien kann kompensatorisch über Einkommenstransfers 
erfolgen oder aber, wenn sie auf die Gleichstellung von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt abzielt, den Ausbau öffentlicher Infrastrukturangebote und 
Sachdienstleistungen für Familien vorantreiben. Letzteres vereint arbeits-
marktpolitische Aktivierung und Gleichstellungspolitik und kann insofern 
als eine spezifische Antwort auf neue soziale Risiken und Gerechtigkeits-
probleme betrachtet werden. Untersucht man die Entwicklung von Sach-
leistungsausgaben bzw. Infrastrukturangeboten des Staates für Familien im 
internationalen Vergleich, wird der Rückstand der Bundesrepublik Deutsch-
land gegenüber Skandinavien und selbst gegenüber liberalen Ökonomien 
wie der Großbritanniens deutlich – zumal das nach 1990 zu verzeichnende 
Ausgabenwachstum mehr auf die deutsche Vereinigung und die Übernah-
me der in Ostdeutschland vorhandenen Einrichtungen der Kinderbetreu-
ung als auf eine konzeptionelle Neuorientierung der Familienpolitik zu-
rückging (vgl. Schaubild II). Konfrontiert man den Umfang der Sach-
leistungen mit den Einkommensübertragungen an Familien (Kindergeld), 
erweist sich Deutschland ebenso wie in der allgemeinen Arbeitsmarktpoli-
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tik auch in der Familienpolitik als ein transferintensiver und dienstleis-
tungsschwacher Wohlfahrtsstaat.  

 

Schaubild II: Öffentliche Sachausgaben der Familienförderung  
(Kaufkraftparitäten in US-Dollar pro Kopf der Bevölkerung, 1980 – 
2003); Quelle: OECD Social Expenditure Database (SOCX2007). 

Ländervergleichende Analysen der Ausgaben für Familiendienstleistungen 
und für Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik zeigen einen positi-
ven Zusammenhang: Regierungen, die viel für die Aktivierung von Er-
werbspotentialen ausgeben, investieren meist auch kräftig in die Entlas-
tung berufstätiger Eltern.13 Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
wurde zu einem Großthema der Sozial- und Wirtschaftspolitik. Dabei geht 
es nicht nur um Fragen der Chancengleichheit und des sozialen Friedens, 
sondern mindestens ebenso um die Schaffung und Nutzung gesamtgesell-
schaftlicher Beschäftigungs- und Wohlfahrtspotentiale durch eine Politik 
der Befähigung zur Arbeit. Empirisch lässt sich diese Unterscheidung an 
den jeweiligen Aufwendungen für eine ›passive‹ oder ›aktive‹ Arbeits-
marktpolitik festmachen. In entsprechenden Analysen erscheint der deut-
sche Fall seit jeher als ein schwerpunktmäßig nicht der Beschäftigungs-
sicherung, sondern der Unterhaltssicherung verpflichteter, ›passiver‹ Wohl-
fahrtsstaat.14 
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Die lange vorherrschende Politik der Passivierung von Arbeitskraft, die 
Männer in die Frühpensionierung und Frauen zurück an den Herd beför-
dert, erinnert an die von Friedrich Engels eindringlich beschriebene engli-
sche Armengesetzgebung von 1843, die Arbeitslose als »überflüssige« 
Bevölkerung ansah. Zwar wurde in Deutschland nicht ganz nach dem 
Prinzip verfahren: »Leben sollt ihr, aber leben zum warnenden Exempel 
allen denen, die Veranlassung haben könnten, auch überflüssig zu wer-
den«15. Immerhin wurde aber der Stand der ›Überflüssigkeit‹ über Jahr-
zehnte hinweg als gegeben hingenommen und es darüber hinaus den 
Betroffenen überlassen, sich darin einzurichten. Die dem »Modell Deutsch-
land« eigene Unterwerfung unter die Imperative der Weltwirtschaft und 
des Arbeitsmarktes trug in dieser Hinsicht neoliberale Züge, die durch die 
anfangs großzügige Kompensation von Rationalisierungsverlierern nur 
notdürftig verschleiert wurden. Jedenfalls wird man den Ansatz der Still-
legung von Arbeitskraft nicht weniger »neoliberal« nennen können als die 
zur gleichen Zeit konzipierten Programme arbeitsmarktpolitischer Aktivie-
rung und Inklusion in Skandinavien oder in den Niederlanden. Dies wird 
nicht nur am Ausschluss einer vermeintlichen Überschussbevölkerung vom 
Arbeitsmarkt deutlich, sondern auch an den mittel- und langfristigen 
Folgen für die Gewerkschaften. 

Im Gegensatz zur deutschen Erfahrung zeichnen sich aktivierende 
Wohlfahrtsregime bis heute durch hohe gewerkschaftliche Organisations-
grade und eine positive Einkommensentwicklung aus, während dort, wo 
Arbeitsmarktpolitik schwerpunktmäßig auf Lebensarbeitzeitverkürzung 
und generell kürzere Arbeitszeiten hinauslief, wie zum Beispiel auch in 
Frankreich, sich die Lage der Arbeiter und ihrer Gewerkschaften keines-
wegs verbessert hat.16 Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) stellte 
außerdem fest, dass hohe Arbeitslosigkeit in der Regel mit geringen und 
stagnierenden Löhnen einhergeht.17 Zugleich steigt im Zuge massiver 
rationalisierungsbedingter Arbeitskräftefreisetzungen die gesamtwirtschaft-
liche Arbeitsproduktivität, wie wiederum das deutsche Beispiel in den 
1980er und 90er Jahren zeigt. 

Je weniger inklusiv die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik ist, je weniger 
sie also auf die Integration der so genannten Problemgruppen der Älteren, 
Alleinerziehenden, Geringqualifizierten, Ausländer etc. zielt – desto größer 
ist die Zunahme gesellschaftlicher Ungleichheit als Folge der Differenzie-
rung von Einkommen und Lebenslagen nach Wirtschaftsbranchen, Regio-
nen und beruflichem Status und desto schwächer werden die Gewerkschaf-
ten. Ihre Schwächung wäre die Folge einer gegebenenfalls von ihnen selbst 
forcierten Strategie arbeitsmarktpolitischer Exklusion, also der Vernach-
lässigung gesellschaftlicher Randgruppen gewesen. Wo Gewerkschaften 
eine arbeitsmarkt- und sozialpolitische Inklusionsstrategie gewählt haben, 
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konnten sie nicht nur Arbeitnehmerinteressen insgesamt, sondern auch 
ihre Organisationsinteressen besser verteidigen. Wo sie aber zur Segmen-
tierung des Arbeitsmarktes beitrugen und wenig unternahmen, um die 
Spaltung der Erwerbsbevölkerung in Segmente von Status, Beruf, Alter, 
Geschlecht, Nationalität, Beschäftigung und Arbeitslosigkeit aufzuheben, 
oder sie sogar vertieften, gerieten sie rasch auf die Verliererstraße. Dies 
lässt sich an der Geschichte der amerikanischen und englischen Gewerk-
schaften und zuletzt leider auch der deutschen ablesen. 

 
V. Ideologische Irrwege und Fehleinschätzungen — Nicht zuletzt hat die 
außerhalb der Wissenschaft ideologisch geführte, ebenfalls in den frühen 
1980er Jahren einsetzende Debatte über ein vermeintliches »Ende der 
Arbeitsgesellschaft« die Politik beeinflusst. Die öffentliche Debatte war 
nirgends so stark von der Vorstellung eines nicht vermehrbaren und sogar 
rückgängigen Erwerbsarbeitsvolumens beeinflusst wie in der westdeut-
schen Bundesrepublik und in Frankreich. Dabei galt Arbeitzeitverkürzung 
nicht nur als Patentrezept gegen Arbeitslosigkeit, sondern auch als Chance 
zur Befreiung von fremdbestimmter und belastender Erwerbstätigkeit.18 
Dass mit weniger Arbeit auch weniger Reichtum und geringere Vertei-
lungsspielräume verbunden sind, ist in der Hoffnung auf eine Produktivi-
tätsentwicklung, die Lohnarbeit durch Maschinen ersetzt, geflissentlich 
übersehen worden. Den Glauben, dass weniger Arbeit gleich viel oder 
sogar mehr gesellschaftlichen Reichtum bedeuten würde, teilten die Ver-
fechter der Blaupausen-Nation und des Produktivitätsmodells Deutschland 
mit denen, die das Ende der Arbeitsgesellschaft gekommen sahen. 

Die Furcht, den Industriestaaten gehe die Arbeit aus, war im Deutsch-
land der 1980er Jahre so stark verbreitet, dass, wie Michael Opielka 
anmerkt, die politischen Eliten das Ziel der Vollbeschäftigung aufgaben, 
selbst wenn sie daran rhetorisch noch festhielten.19 Die Erwartung einer 
Wohlstandsgesellschaft mit immer weniger Erwerbsarbeit kann aus heuti-
ger Sicht nur als utopisch bezeichnet werden. In einer von verschärfter 
internationaler Konkurrenz, globaler Mobilität der Produktionsfaktoren 
und einer tendenziellen Angleichung der Arbeitsproduktivität gekenn-
zeichneten kapitalistischen Weltwirtschaft muss nach jüngsten Erfahrun-
gen in den Industrieländern sogar mehr gearbeitet werden, um ein beste-
hendes Wohlstandsniveau zu verteidigen.20 Die in den frühen 1980er 
Jahren verbreitete Vorstellung, Deutschland könne aufgrund überlegener 
Kenntnisse und Fertigkeiten seinen ökonomischen und sozialen Vorsprung 
sichern und müsse dafür auf die Herstellung von Gütern und Dienstleis-
tungen in niedrigproduktiven Sektoren verzichten, erwies sich als abwegig. 
Schwellenländer wie China, Indien oder Südafrika sind in einigen Hoch-
technologiebereichen so leistungsfähig wie Deutschland und befinden sich 
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nach der Modernisierung ihrer Bildungs- und Ausbildungssysteme in 
einem fortlaufenden Aufholprozess. Dies war in der deutschen Blaupau-
sen-Ideologie nicht vorgesehen. Nicht voraussehbar war außerdem der 
hohe Wachstumsbeitrag von niedrigproduktiven Manufaktur- und Luxus-
produkten sowie hochwertigen, personalintensiven Dienstleistungen, der in 
Deutschland geringer als etwa in Dänemark, den Niederlanden oder Italien 
ausfiel. Selbst die Landwirtschaft und der Niedrigtechnologie-Sektor 
›Herstellung von Nahrungs-, Genussmitteln und Getränken‹ trugen dort 
zum Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum bei. 

Neuere Forschungen über den Beitrag von Niedrigtechnologien und 
Wirtschaftswachstum zeigen, dass in den 1990er Jahren dort die höchsten 
Steigerungen des Volkseinkommens zu verzeichnen waren, wo der Anteil 
von Niedrigtechnologien besonders hoch war (vgl. Schaubild III). Die 
Beschäftigung in Sektoren der Hochtechnologie und der Mittel- bis Hoch-
technologie liegt in Deutschland mit 48% am höchsten. In Frankreich liegt 
dieser Wert bei 37,7, in England bei 36,8 und in Italien bei 30,9% (Euro-
stat 2003). Stabile Beschäftigungszuwächse sind aufgrund ungebremsten 
Rationalisierungsdrucks auch künftig nicht im Hochtechnologiesektor zu 
erwarten, sondern vielmehr im Bereich hochwertiger arbeitsintensiver 
Tätigkeiten – mithin in Bereichen, die in Deutschland seit Jahrzehnten 
wegrationalisiert wurden. 

Das in Dänemark und den Niederlanden ebenso wie in den USA, 
Großbritannien oder Japan zu verzeichnende »Jobwunder« in low-tech-
Sektoren wird in Deutschland oft auf Armutsarbeit zu Löhnen unterhalb 
des Existenzminimums zurückgeführt. Tatsächlich ist aber inzwischen kein 
anderes hoch industrialisiertes Land so stark mit dem Problem der wor-
king poor konfrontiert wie Deutschland. Nirgendwo sonst wird heute so 
intensiv über das Thema Niedriglohnsektor debattiert. Das verbreitete 
Problem der Armutsarbeit ist neben der sozialpolitischen Passivierung 
großer Bevölkerungsteile eine Spätfolge des Blaupausen-Modells Deutsch-
land und seiner auf high-tech-Sektoren ausgerichteten Modernisierungs-
politik. Der Vergleich Deutschland-Japan ist in der Hinsicht besonders 
instruktiv: Die japanische Wirtschaft hat wie die deutsche einen hochpro-
duktiven, im internationalen Wettbewerb erfolgreichen Exportssektor. Das 
Wirtschaftswachstum beider Länder lag in den 1990er Jahren weit unter 
dem der übrigen Industrieländer (vgl. Schaubild III). Die Differenz liegt 
darin, dass der japanischen Wachstumskrise der 1990er Jahre ein geradezu 
explosives Wachstum in den Jahren zuvor voranging. Sie war die Folge 
einer konjunkturellen Überhitzung, während das Einkommen und der 
Lebensstandard massiv gestiegen waren. So problematisch die Herausfor-
derung der »bubble-Krise« der 1990er Jahre für die japanische Regierung 
und das Finanzsystem gewesen ist, hat sie doch die materielle Lage der 
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Arbeitnehmer nicht so entscheidend beeinträchtigt, wie dies zur gleichen 
Zeit in Deutschland der Fall war. Dies lässt sich allein daran ablesen, dass 
es in Japan zu keinem vergleichbaren Einbruch der Binnennachfrage ge-
kommen ist. Der Konsum und damit die Beschäftigung in den niedrigpro-
duktiven Dienstleistungssektoren bleiben weitgehend stabil. Die Zahl der 
Arbeitsplätze hat bis 1998 sogar noch zugenommen. Hinzu kommt als 
weiterer Unterschied zu Deutschland: Es gibt in Japan keinen Niedriglohn-
sektor und aufgrund einer ausgefeilten Mindesteinkommensregelung auch 
kein Problem der working poor.21  

 

 

Schaubild III: Wirtschaftswachstum und Niedrigtechnologieanteil im 
Maschinenbau. Quelle: Aris Kaloudis / Keith Smith / Tore Sandven: 
Structural change, growth and innovation: the roles of medium and 
low tech industries, 1980-2002. Contribution to the conference Low-
Tech as Misnomer: The Role of Non-Research-Intensive Industries in 
the Knowledge Economy, Brüssel, 29.-30. Juni 2005, S. 13. 

Die Niedriglohndebatte in Deutschland ist die Folge einer Vernachlässi-
gung niedrigproduktiver Arbeitsplätze, die zum Wohlstand und Lebens-
standard eines Landes ebenso beitragen wie ein hochproduktiver Export-
sektor, weil sie z.B. dafür sorgen, dass die öffentliche Infrastruktur in 
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Schuss gehalten wird, Schulklassen und Universitätsseminare klein und 
betreuungsintensiv bleiben, Züge und U-Bahnen sicher, Dienstleistungsan-
gebote hochwertig und Nahrungsmittel gesund sind oder Kunden kompe-
tent beraten werden. Ein schlechter Erhaltungszustand der Abwasserver-
sorgung, unverantwortliche Betreuungsrelationen in Schulen und 
Universitäten, die Wegrationalisierung von Dienstleistungspersonal sowie 
ein Qualitätsverlust in vielen arbeits- und qualifikationsintensiven Tätig-
keitsfeldern sind die Folge eines auf hochproduktive Branchen fokussier-
ten, konservativen Wohlfahrtsstaates und einer entsprechenden Wirt-
schafts- und Sozialpolitik. Sie führte nicht nur zur Überlastung der 
Sozialhaushalte auf Kosten von öffentlichen Zukunftsinvestitionen. Mit 
der massiven Ausgliederung von Arbeitnehmern aus dem Arbeitsmarkt 
wurden auch Wachstumspotentiale in arbeitsintensiven, nur bedingt ratio-
nalisierbaren Teilen des Arbeitsmarktes verhindert. Die jüngst erfolgte 
Umsteuerung in Richtung einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik kann 
diese Entwicklung nicht rückgängig machen. Dass die aufgrund von Ar-
beitslosigkeit früh verrenteten Arbeitnehmer in Deutschland bis vor weni-
gen Jahren im Durchschnitt nur knapp über 50 Jahre alt waren und dar-
aufhin das Renteneintrittsalter auf 67 Jahre angehoben wurde, ist nicht die 
Reaktion auf unvorhersehbare Entwicklungen, sondern eine Reaktion auf 
vorangegangene Versäumnisse. Das gleiche gilt für Probleme im Bildungs-
sektor oder im Niedriglohnbereich. Sie sind das Ergebnis früher politischer 
Weichenstellungen, die sich nicht korrigieren oder gar ungeschehen ma-
chen lassen. Wo Lösungsansätze versucht wurden, erwiesen sie sich oft als 
Umwege und Irrwege, nicht zuletzt, weil sie zunächst nur auf fiskalische 
und budgetpolitische Instrumente zurückgriffen, notwendigen Strukturre-
formen aber auswichen und generell dem Zusammenhang von Wirtschaft 
und Wohlfahrt nicht gerecht wurden. Die Agenda 2010 hat einige Wei-
chen in Richtung Aktivierung und Selbstverantwortung umgestellt. Zu-
nehmend gerät auch die Bearbeitung neuer, außerhalb klassischer Lohn-
arbeit entstandener Risiken in den Horizont der Sozialpolitik. Das Ziel 
sozialer Inklusion liegt indes immer noch quer zu dem des Statuserhaltes, 
wie es im konservativen deutschen Wohlfahrtsmodell institutionell veran-
kert ist. Misst man die jüngsten Reformen an dem, was in den histori-
schen, administrativ und verfassungspolitisch abgesteckten Bahnen dieses 
Modells kurzfristig möglich erscheint, sind durchaus neue, auf den ersten 
Blick nicht weniger verschlungene Pfade erkennbar. Erst in der Gesamt-
schau werden die Perspektiven deutlich: Abnehmende Beitragssätze und 
höhere Anteile der Steuerfinanzierung, neue Kriterien beim Leistungs-
bezug, die generelle Erweiterung der Steuerbasis insbesondere durch eine 
bessere Erfassung von Kapitaleinkommen, die Förderung der Frauen-
erwerbstätigkeit, höhere private Vorsorgeanreize – dies alles bereitet den 
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Boden für ein neues Wohlfahrtsstaatsmodell, dessen Zielgrößen – Inklusi-
on und Gleichbehandlung, Selbstverantwortung und Grundsicherung – 
vom herkömmlichen Modell des deutschen Sozialversicherungsstaates 
abweichen. Ob es den sozialen Frieden auf Dauer sichern kann, wird vor 
allem davon abhängen, wie es die Arbeits- und Lebenschancen benachtei-
ligter Gruppen verbessert und damit zur gesellschaftlichen Integration 
beiträgt und zugleich den Interessen der breiten Mittelschicht an sozialer 
Sicherheit und Vorsorge entgegenkommt. 
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